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Entwurf einer Zweiten Verordnung über 
Zolls atz änderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
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Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat, dem gemäß § 4 des Zolltarifgesetzes Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, hat in seiner 93. Sitzung 
am 10. Oktober 1952 beschlossen, gegen die Verordnung keine 
Bedenken zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Entwurf einer Zweiten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend näher bezeichneten Waren werden 
wie folgt geändert: 


Bisheriger Neuer 


Nr. 

Tarif nr. 

Bezeichnung der Waren 

Zollsatz 

0 desWertes 

Zollsatz 

0 des Wertes 

1 

2809 

Schwefelsäure, auch Oleum 

10 

frei 

2 

aus 2813 

Phosphorsäureanhydrid 

40 

frei 

3 

aus 2825 

Ätzkali, chemisch rein, mit einem Chlorgehalt 
von mehr als 0,001 ^/o Cl, aber nicht mehr 
als 0,002 o/o Cl 

15 vlO 

2 

4 

2879 

aus 

E — Kaliumpermanganat 

1 

15 

frei 

5 

aus 2884 

Künstlich radioaktive Isotope von chemischen 
Elementen, vom 1. Oktober 1951 bis 31. De- 
zember 1953 

40 

frei 

6 

2954 

A — Tetraäthylblei, vom 1. Juli 1952 bis 
30. Juni 1953 ; 

25 

frei 

7 

2956 

aus 

I — Vitamin B 12, vom 1. Juni 1952 an . 

25 

frei 

8 

2957 

, aus 

E — Cortison und gonadotropes Hormon . 

25 vl8 

5 

9 

3003 

aus 

C — Aureomycin, Terramycin, in anderen 
Packungen als Ampullen oder Kapseln 

18 

frei 

10 

aus 3212 

Perlenessenz, vom 1. Oktober 1951 an . 

25 v20 

5 

11 

3601 

; Schießpulver 

25 

frei 
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Bisheriger 

Neuer 

Nr. 

Tarif nr. 

Bezeichnung der Waren 

Zollsatz 

Zollsatz 



®/o desWertes 

®/o desWertes 

12 

3826 

A — Äthylfluid, vom 1. Juli 1952 bis 30. Ju- 





ni 1953 

30 

frei 



aus 





B — Tieröl (Hirschhornöl und Dippels Tier- 





öl) 

30 

frei 



Sogenannte Additives, zur Vermischung 
mit Schmieröl oder Schmiermitteln un- 
ter Zollsicherung 

30 

10 

13 

3902 

aus 





D — Polyvinylchlorid, vom 1. Oktober 1951 





bis 30, Juni 1952 

25 

frei 

14 

3903 

F — 1 — Äthylzellulose, vom 1. Januar 1953 1 

zollfrei bis 31. 
12. 1952, 

frei 



bis 31. Dezember 1953 . . . .1 

20 vom 1. 1. 

15 

aus 4205 

Sämischgares Fensterputzleder, dessen Rän- 
der, auch an allen Seiten, unregelmäßig be- 

1953 an 




schnitten sind, vom 20. August 1952 bis 
31. März 1953 

20 

10 

16 

4206 

aus 



! 


B — Waren aus Goldschlägerhäutchen . . 

20 

frei 

17 

4302 

C — Abfälle von gegerbten und zugerich- 





teten Pelzfellen (z. B. Köpfe, Klauen 
und Schwänze), nicht genäht .... 

10 

frei 

18 

4701 

aus 





B — 2 — ä — 2 — ungebleichter Natronzell- 





stoff 

10 v9 

2 

19 

4801 

aus 





D — 2 — b — Anderweit weder genannte 





noch inbegriffene Maschinen- 
pappe aus mindestens fünf 
verschiedenartigen Lagen durch 
Gautschen, ohne Verwendung 
von Stroh- oder Kraftpapier 





oder solcher Pappe hergestellt, 
in Rollen eingehend: 





vom 1. Oktober 1951 bis 

4. September 1952 . . . 

18 vl6 

3 



vom 5. September 1952 an 
zur Herstellung von Bau- 
platten mit Gipskern und 
Auflagen aus Pappe, unter 


jedoch minde- 
stens für 100 kg 
4 DM 



Zollsicherung 

18 vl6 

3 




jedoch minde- 

20 

aus 4907 

Banknoten, Stempelpapier, Aktien, Schuld- 


stens f. 100 kg 



verschreibungen und andere Wertpapiere, mit 


4 DM 



Ausnahme von Wertpapieren, die auf deut- 
sche Währung lauten, im Zollausland ge- 
druckt und zur Ausgabe im Geltungsbereich 
des Zolltarifs bestimmt sind . . . . . . 

20 

frei 


3 




Nr. 

Tarifnr. 

Bezeichnung der Waren 

Bisheriger 
Zollsatz 
®/o des Wertes 

Neuer 
Zollsatz 
®/o des Wertes 

21 

aus 5906 

Kokosgarne, ein- oder zweifach, nicht ge- 
glättet, vom 1. Oktober 1951 an 

18 

frei 

22 

6813 

aus 

B — Fäden aus Asbest, mit 

Stahldrahtseele, auch in Verbindung 
mit Spinnstoffen, vom 1. Oktober 
1951 an 

35 

1 

7 



Fäden aus Asbest, in Verbindung mit 
Spinnstoffen, vom 1. Oktober 1951 
an 

35 

23 

23 

7011 

Offene unfertige Glaskolben ohne Aus- 
rüstung für elektrische Lampen, Röhren oder 
ähnliche Waren 

25 

18 

24 

7019 

aus 

B — Nachahmungen von Edelsteinen, vom 

1. Oktober 1951 an 

20 

frei 

25 

8434 

aus 

F — Matrizenprägemaschinen, Stereotypie- 
apparate für Rotations- und Flach- 
stereotypie, Klischeebearbeitungsmaschi- 
nen, Setzschiffe zur Aufnahme der ge- 
setzten Zeilen 

15 

6 

26 

8529 

aus 

C — Kohlen für Elektrolyse, mit einem 
Stückgewicht von 40 kg bis 100 kg . . 

17 vl5 

frei 


3. In Nn 52 — Tarifnr. 4801 (Masdiinenpa- 
pier usw.) — ist in der Anmerkung 5 
(Druckpapier usw.) in der letzten Zeile der 
Textspalte hinter „60 g“ anstelle von „und“ 
ein Beistridi zu setzen und vor „(aus Abs. 
K2c)“ einzufügen: 

„und mit Wasserlinien, deren Abstand 
voneinander 5 cm oder weniger beträgt, 
wobei das Höchstmaß des Abstandes um 
^/2 cm überschritten werden darf . . 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage 
nadi ihrer Verkündung in Kraft. 


§ 2 

Die Verordnung, über Zolländerungen vom 
10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 855) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Nr. 34 — Tarifnr. 2885 (Salze usw. des 
Thoriums usw.) — ist in der Anmerkung 
in der letzten Zeile der Textspalte „,in 
festem Zustand“ zu streichen. 

2. In Nr. 46 — Tarifnr. 3003 (Arzneiwaren 
usw.) — ist in der Anmerkung 2 in der 
Textspalte „Chloromycetin," zu streichen. 
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Begründung 


A. Zu § 1 der Verordnung 

1. Zu „Tarifnr. 2809“ 

(Schwefelsäure, auch Oleum) 

Schwefelsäure ist ein chemischer Grundstoff, 
der für die gesamte chemische Industrie von 
entscheidender Bedeutung ist. Etwa 40 — 45 ^/o 
der Schwefelsäure finden in der Düngemittel- 
industrie zur Herstellung von Superphosphat 
und Ammoniumphosphat Verwendung. 
Beide Düngemittel haben gebundene Preise. 
Die westdeutschen Hersteller von Schwefel- 
säure können den Anforderungen mengen- 
mäßig noch nicht gerecht werden. Zusätz- 
liche Einfuhren sind deshalb erforderlich. 
Schwefelsäure war nach dem früheren Zoll- 
tarif vertragsmäßig zollfrei. Die jetzt durch 
den Zollvertrag mit der Schweiz erfolgte 
Herabsetzung des Zollsatzes von iO ^/o auf 
5 ^/o entlastet die Einfuhr dieses Grundstoffes 
auf die Dauer. Bel der bestehenden Preisbin- 
dung für wesentliche Enderzeugnisse reicht sie 
aber z. Z. nicht aus. Es wird deshalb bis auf 
weiteres Zollfreihelt vorgeschlagen. 

2. Zu „aus Tarifnr. 2813“ 

(Phosphorsäureanhydrid) 

Phosphorsäuren derselben Tarifnummer sind 
bereits auf Grund der 1. VO über Zollän- 
derungen zollfrei. Diese Zollfreiheit soll auf 
Phosphorsäureanhydrid ausgedehnt werden. 
Phosphorsäureanhydrid unterliegt z. Z. einem 
Schutzzoll von 40 Vo. Da es sich um die Ein- 
fuhr eines Grundstoffes handelt, der im In- 
land noch nicht ln hinreichender Menge her- 
gestellt wird, ist die Erweiterung der Zoll- 
freiheit bis auf weiteres erforderlich. 

3. Zu „aus Tarifnr. 2825“ 

(Ätzkali usw.) 

Auf Grund der 1. VO über Zolländerungen 
ist der Zollsatz für Ätzkali mit einem Chlor- 

rs i -f- 0 /a 1 T 1 "f 

^VllCiXC V XliV'lXC iilCiiX CtXO (0 

2 ^/o des Wertes bis auf weiteres ermäßigt 
worden. Geringfügige Überschreitungen die- 
ses Chlorgehaltes lassen sich aus technischen 
Gründen nicht Immer vermeiden. Der zu- 
lässige Chlorgehalt soll deshalb auf 0,002 ^/o 
CI heraufgesetzt werden, um die beabsichtigte 
Zollermäßigung voll zur Äuswirkung kom- 
men zu lassen. 


4. Zu „aus Tarifnr. 2879 Abs. E“ 

(Kaliumpermanganat) 

Kaliumpermanganat dient als Oxydationsmit- 
tel in der chemischen Industrie. Es kann im 
Bundesgebiet nicht hcrgestellt werden. Der 
gesamte Bedarf muß daher eingeführt wer- 
den. Der z. Z. bestehende Schutzzoll von 
15‘Vo ist deshalb wirtschaftlich nicht be- 
gründet. 

5. Zu „aus Tarifnr. 2884“ 

(Künstlich radioaktive Isotope usw.) 
Künstlich radioaktive Isotope dienen der For- 
schung in Biologie, Medizin, Physik, Geologie 
und Landwirtschaft. Sie werden In der Medi- 

,.. .1. T\: ^-1. j nri 

z,iii auL.il Z.U1 i-/iagiiu^>LiiL uiiu z.ui iiiciapit: 

und in der Technik zur Materialprüfung ver- 
wendet. Ihre Herstellung erfolgt ln Uran- 
brennern, deren Aufstellung im Geltungs- 
bereich des Zolltarifs noch nicht gestattet 
ist. Deshalb ist der Inlandsbedarf an derarti- 
gen Isotopen aus dem Ausland einzuführen. 
Im Interesse der deutschen Forschung, deren 
Ergebnisse der heimischen Wirtschaft zugute 
kommen, und damit aus mittelbaren wirt- 
schaftlichen Gründen sowie bei Verwendung 
zur Diagnostik, Therapie und Materialprü- 
fung aus unmittelbaren wirtsdiaftlidien 
Gründen ist die vorübergehende Zollfreiheit 
vertretbar. Sie wird zunächst bis 31. Dezem- 
ber 1953 vorgeschlagen. 

Die Rückwirkung vom 1. Oktober 1951 an 
ist erforderlich, uni im Interesse der Einfüh- 
rer eine Rechtsgrundlage dafür zu schaffen, 
daß für die auf Grund unrichtiger Tarifaus- 
legungen bisher nach der Anmerkung zu Ta- 
rifnr. 2883 zollfrei abgefertigten künstlich 
radioaktiven Isotope nachträglich kein nicht 
mehr abwälzbarer Wertzoll von 40 ^/o erho- 
ben wird. 

6. Zu „Tarifnr. 2954 Abs. A“ 

(Tetraäthylblei) 

Tetraäthylblei ist nach dem Zolltarif bis zum 
30. Juni 1952 zollfrei gev/esen. Vom l.Juli 
1952 an ist ein Schutzzoll von 25 Vo vor- 
gesehen. Es hat sich inzwischen ergeben, daß 
dieser Zeitpunkt verfrüht ist, weil Tetra- 
äthylblei im Inland noch nicht hergestellt 
wird. Die Einführung des Schutzzolls soll des- 
halb bis zum Anlaufen einer Inlandserzeu- 
gung, die bis 30. Juni 1953 angestrebt wird, 
hinaiisgeschoben werden. 
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7. Zu „aus Tarifnr. 2956 Abs, 1“ 

(Vitamin B^o) 

Aus Vitamin B 12 werden Heilmittel gegen 
perniziöse Anämie hergestellt. Eine Inlands- 
erzeugung besteht noch nicht. Im Interesse 
der Volksgesundhcit ist bis zur Aufnahme 
der Herstellung im Bundesgebiet die zollfreie 
Einfuhr notwendig. Um Verlustverkäufe zu 
vermeiden, wird vorgeschlagen, die bereits in 
Verarbeitungsbetrieben befindlichen Vorräte 
in die Zollbefreiung einzubeziehen. Es wird 
deshalb die Zollfreiheit rückwirkend ab 
l.Juni 1952 vorgeschlagen. 

8. Zu „aus Tarifnr. 2957 Abs. E“ 

(Cortison usw.) 

Es handelt sich um 2 Hormone, die im In- 
land noch nicht hergestellt werden. Der 
Schutzzoll von 25 % — vertragsmäßig 18 Co 
— ist deshalb vorerst nicht gerechtfertigt. 
Im Interesse der Volksgesundheit und aus 
wirtschaftlichen Gründen ist eine Zollermä- 
ßigung notwendig. Ein Zoll von 5 er- 
scheint tragbar. 

9. Zu „aus Tarifnr. 3003 Abs. C“ 

(Aureomycin usw.) 

Für diese Antibiotika besteht zur Zeit be- 
reits auf Grund der 1. VO über Zolländerun- 
gen Zollfreiheit, wenn sie in Ampullen oder 
Kapseln eingehen. Da auch verschiedene an- 
dere Packungen Vorkommen, bei denen die 
inneren Voraussetzungen für die Zollbemes- 
sung die gleichen sind, soll die Beschränkung 
auf Ampullen oder Kapseln fortfallen. 

10. Zu „aus Tarifnr. 3212‘' 

(Perlenessenz) 

Perlenessenz (Frischsilber) wird z. Z. im In- 
land noch nidit in ausreichender Menge und 
Güte erzeugt. Es handelt sidi um einen Aus- 
gangsstoff der noch im Aufbau begriffenen 
„Gablonzer Industrie“, für die der Wertzoll- 
satz von 25 Vo — vertragsmäßig 20 'Vo — 
noch nicht tragbar ist. Auch der einzige Her- 
steller von Perlenessenz wird durch den Zoll 
belastet, da das von ihm cingeführte Vor- 
erzeugnis zolltariflich bereits unter den Be- 
griff Perlenessenz fällt. Der Zoll wirkt sich 
deshalb nidit als Schutzzoll aus, sondern be- 
lastet sowohl die Einfuhr der Fertigware als 
auch die inländische Erzeugung. Die Notlage 
der „Gablonzer Industrie“ hat das BFM ver- 


anlaßt, seit Oktober 1951 weitgehend Zoll- 
aufschub und später Stundung zu bewilligen. 
Betriebsprüfungen haben Inzwischen ergeben, 
daß die Betriebe zur Zahlung der aufgescho- 
benen bzw. gestundeten Zölle nur in Höhe 
von 5 ^/o des Wertes imstande sind. Es wird 
daher ein Zollsatz von 5 als angemessen 
erachtet. Um eine Rechtsgrundlage für den 
Wegfall des aufgeschobenen hzw. gestunde- 
ten, 5 ^/ü übersteigenden Zolls zu sdiaffcn, ist 
die Inkraftsetzung der Zollennäßigung rück- 
wirkend ab 1. Oktober 1951 erforderlich. 

11. Zu „Tarifnr. 3601“ 

(Schießpulver) 

Die Herstellung von Jagdmunition und 
dgl. im Inland ist neuerdings wieder zuge- 
lassen, die Erzeugung des hierzu benötigten 
Schießpulvers ist aber noch nicht freigege- 
ben. Der gesamte Bedarf an Schießpulver 
muß deshalb vorerst eingeführt werden. Der 
Zollsatz für Schießpulver hatte bei seiner 
Festsetzung noch keine Bedeutung, da damals 
die E.infuhr von Schießpulver verboten war. 
Es wurde vorsorglich ein Schutzzoll vorgesehen. 
Da eine inländische Erzeugung jedoch noch 
nicht besteht, sind die Vorausetzungen für 
einen Schutzzoll noch nicht gegeben. Es ist 
deshalb bis auf w^eiteres Zollfreiheit vorgese- 
hen, damit die Jagdmunitlons-Industrie wie- 
der anlaufen kann. 

12. Zu „Tarifnr. 3826 Abs. A“ (Äthylfluid) 
und „aus Abs. B“ (Tieröl und sog. Additives) 

Äthylfluid ist nach dem Zolltarif bis zum 
30. Juni 1952 zollfrei gev/esen. Vom l.Juli 
1952 an ist ein Schutzzoll von 30 Vo vorgese- 
hen. Es hat sicli Inzwischen ergeben, daß die- 
ser Zeitpunkt verfrüht ist, weil Athylfluid 
im Inland noch nicht hergestellt wird. Die 
Einführung des Schutzzolls soll deshalb bis 
zum Anlaufen einer Inlandserzeugung, die 
bis 30. Juni 1953 angestrebt wnrd, hinaus- 
geschoben werden. 

Tieröl fällt bei der trockenen Destillation von 
Knochen, Klauen, Hufen und dgl. an. Es dient 
zum Bestreichen des Rindviehs als Schutz ge- 
gen Dasseln. Es w^ar nach dem alten Tarif 
zollfrei. Im neuen Tarif muß es der Sammel- 
position 3826 B zugewiesen werden, w^odurch 
cs einem Wertzoll von 30 unterliegt. Tlcr- 
Öl wnrd im Bundesgebiet nicht hergestellt. 
Ein Schutzzoll ist deshalb nicht gerechtfertigt. 
Bei den sog. Additives handelt es sich um 
chemische Zubereitungen, die zur Verbesse- 
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rung von Sdimierölen und Schmiermitteln 
dienen. Die Industrie ist noch weitgehend auf 
die Einfuhr aus dem Ausland angewiesen. In 
der Zollbelastung besteht insofern eine fühl- 
bare Ungleichheit, als bereits mit Additives 
verbesserte Schmieröle einen Gewiditszollsatz 
von 14 DM/1 dz (Tarifnr. 3404 Al) tragen, 
während die zur inländischen Verarbeitung 
bestimmten Verbesserer einem Wertzoll von 
30 ®/o unterliegen. Um eine Benachteiligung 
der inländischen Verarbeitung zu vermelden, 
ist es notwendig, die Zollbelastung anzuglei- 
chen. Dies geschieht durch eine Herabsetzung 
des Wertzolls für derartige Verbesserer auf 
10®/o. Um die Verwendung der Additives zur 
Verbesserung von Schmierölen und Schmier- 
mitteln zu gewährleisten, soll die Zollermäßi- 
gung von der Verwendung der Additives in 
einem Zollsidienjngsverkehr abhängig ge- 
macht werden. 

13. Zu „aus Tarifnr. 3902 Abs. D“ 

(Polyvinylchlorid) 

Polyvinylchlorid findet in der Kunststoff- 
industrie Verwendung. Es konnte nach dem 
Zusammenbruch im Inland nicht in ausrei- 
chender Menge hergestellt werden. Es mußte 
deshalb zur Aufrechterhaltung der für die 
Ausfuhr bedeutenden weiterverarbeitenden 
Industrien zusätzlich zur Inlandserzeugung 
eingeführt werden. Die eingeführte Ware 
war teurer als der Inlandspreis. Um die ver- 
arbeitende Industrie wettbewerbsfähig zu 
halten, wurde deshalb seit Oktober 1951 
weitgehend Zollaufschub bewilligt. Ab 1. Juli 
1952 wird der deutsche Bedarf voll aus hei- 
mischer Erzeugung gedeckt. Die Inkraftset- 
zung der Zollfreiheit vom 1. Oktober 1951 
bis 30. Juni 1952 ist erforderlich, damit eine 
Rechtsgrundlage für den Wegfall der auf ge- 
schobenen bzw. gestundeten Zölle geschaffen 
wird. 

14. Zu „Tarifnr. 2903 Unterabs. F 1“ 
(Äthylzellulose) 

Für Äthylzellulose ist nach dem Zolltarif vom 
16. August 1951 Zollfreiheit bis 31. Dezem- 
ber 1952 vorgesehen, weil angenommen 
wurde, daß bis zu diesem Zeitpunkt das Er- 
zeugnis im Geltungsbereich des Zolltarifs 
nicht hergestellt werden kann und somit 
eingeführt werden muß. Vom 1. Januar 1953 
an sollte zum Schutz der bis dahin erhofften 
Eigenerzeugung die Zollbelastung 20 Vo des 
Wertes betragen. Inzwischen hat sich ergeben. 


daß noch nicht abzusehen ist, ob überhaupt 
und gegebenenfalls wann mit der inländi- 
schen Herstellung begonnen werden kann. 
Der gesamte Bedarf muß daher nach wie vor 
eingeführt werden. Die Verlängerung der 
Zollfreiheit über den 31. Dezember 1952 
hinaus liegt somit im wirtschaftlichen In- 
teresse. Es wird Zollfreiheit vorerst bis 31. De- 
zember 1953 vorgeschlagen. 

15. Zu „aus Tarifnr. 4205^ 

(Sämischgares Fensterputzleder) 

Die Tarifnr. 550 des bis zum 30. September 
1951 gültig gewesenen deutschen Zolltarifs 
enthielt folgende Anmerkung: 
Anmerkung 

Fensterputzleder ist auch dann nicht als Le- 
derware zu behandeln, wenn es nicht nur an 
einzelnen Stellen der Ränder, sondern an 
allen Seiten unregelmäßig beschnitten ist oder 
wenn es aus Abfällen durch Nähen her- 
gestellt ist. 

Diese Anmerkung beruhte auf dem mit Bel- 
gien abgeschlossenen vorläufigen Handelsab- 
kommen vom 4. April 1925. Auf Grund 
dieser Anmerkung genoß Fensterputzleder 
der bezeichneten Art, trotz seiner Eigen- 
schaft als Lederware, den niedrigeren Zoll- 
satz für Leder. Bei den Internationalen Zoll- 
verhandlungen in Torquay (28. September 
1950 bis 21. April 1951), die auf der Grund- 
lage des Entwurfs zum neuen deutschen Zoll- 
tarif geführt wurden, unterließ es die bel- 
gische Delegation, einen der Vertragsabrede 
von 1925 entsprechenden Vertragswunsch 
geltend zu machen. Fensterputzleder muß 
daher nach dem neuen deutschen Zolltarif 
als Lederware zum autonomen Zollsatz be- 
handelt werden (Tarifnr. 4205 — Zollsatz: 
20 ®/o des Wertes). 

Diese Zollbelastung übersteigt die Belastung 
nach dem alten deutschen Zolltarif bedeu- 
tend und wirkt einfuhrhemmend. Die bel- 
gische Regierung beantragt deshalb Ermäßi- 
gung des Zollsatzes für nicht aus Abfällen 
durch Nähen hergestelltes Fensterputzleder 
und stellt Gegenleistungen auf dem Gebiet 
des Warenverkehrs in Aussicht (Erhöhung 
der Einfuhrkontingente für Gabeln für die 
Landwirtschaft und für Industriediamanten). 
Da die deutsche Fensterputzlederindustrie 
den Inlandsbedarf nicht deAen kann und da 
die belgischersei ts angebotenen Gegenleistun- 
gen zugunsten der deutschen Ausfuhr als 
gleichwertig anzusehen sind, erscheint die be- 
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fristet bis 31. Marz 1953 vorgesehene Zoll- 
satzermäßigung wirtschaftlich vertretbar. 

Die Rüdiwirkung vom 20. August 1952 an 
ist erforderlich, um eine Rechtsgrundlage für 
den Wegfall der von diesem Zeitpunkt ab 
aufgeschobenen Zölle* zu schaffen. Dieser 
Zollaufschub sollte die wirtschaftliche Lage 
der Einführer erleichtern, 

16. Zu „aus Tarifnr. 4206 Abs. B“ 

(Waren aus Goldschlägerhäutchen) 

Waren aus Goldschlägerhäutchen, die im Zoll- 
tarif von 1902 zollfrei waren, werden für 
die Herstellung von Blattgold benötigt. Sie 
werden ausschließlich in Großbritannien er- 
zeugt, so daß die Betriebe der deutschen 
Blattgoldindustrie auf die Einfuhr dieser Wa- 
ren angewiesen sind. Die deutsche Blattgold- 
industrie, die durch den zweiten Weltkrieg 
ihr Auslandsgeschäft vollständig verloren 
hatte, bemüht sich mit Erfolg um die Wie- 
dergewinnung der früheren Exportmärkte. 
Die ausländische Konkurrenz ist aber bereits 
durch günstigere Einkaufspreise für Gold 
bedeutend wettbewerbsfähiger. Die Zollfrei- 
heit für Waren aus Goldschlägerhäutchen Ist 
daher als wirtschaftlich erforderlich anzuer- 
kennen, 

17. Zu „Tarifnr. 4302 Abs. C*" 

(Abfälle von gegerbten usw. Pelzfellen) 

Seither wurden Bodies, d. s. Vorerzeugnisse 
für die Herstellung von Pelzmänteln mitt- 
lerer Preislagen, In größeren Mengen aus dem 
Ausland eingeführt. Die deutsche Pelzkon- 
fektion beabsichtigest, die Herstellung von Bo- 
dies aus eingeführten Pelzfellabfällen in ver- 
stärktem Umfang aufzunehmen, um dadurch 
dem Beschäftigungsmangel in den Zeiten 
außerhalb der Saison äbzuhelfen. Außerdem 
werden durch die Herstellung von Bodies 
im Inland bedeutende Devisenersparnisse 
erzielt. Auch im Ausland besteht ein großes 
Interesse an den in der Bundesrepublik her- 
gestellten Bodies. Durch die Ausfuhr derarti- 
ger Bodies wird also noch ein Devisenerlös 
erzielt werden können. Die Zollfreiheit für 
Abfälle von gegerbten usw. Pelzfellen ist so- 
mit wirtschaftlich gerechtfertigt. 

18. Zu „aus Tarifnr. 4701 Unterabs. B2a2“ 
(Ungebleichter Natronzellstoff) 

Ungebleichter Natronzellstoff dient den glei- 
chen Zwecken wie ungebleichter Sulfatzell- 


stoff, dem er auch nach seiner Beschaffenheit 
sehr nahe steht. Ungebleichter Sulfatzellstoff 
(Tarifnr. 4701 Unterabs. B2al) hat einen 
Vertragszollsatz von 2 Vo. Es Ist bei der wirt- 
schaftlichen Zusammengehörigkeit beider 
Zellstoffarten angebracht, sie auch hinsicht- 
lich der Zollbelastung gleichzustellen. 

19. Zu „aus Tarifnr. 4801 Unterabs. D2b‘" 

(Spezialpappen zur Herstellung von Bau- 
platten usw.) 

Die zur Herstellung von Bauplatten mit 
Gipskern und Auflagen aus Pappen benötig- 
ten Spezialpappen werden im Geltungs- 
bereich des Zollgesetzes nicht hergestellt. Der 
Inlandsbedarf ist durch Einfuhren hauptsäch- 
lich aus Finnland zu decken (Wertzollsatz: 
18 ®/o, vertragsmäßig 16 Vo). 

Die im Inland fertiggestellten Enderzeugnisse 
sind nur wettbewerbsfähig bei einem Zoll für 
die Spezialpappen von etwa 4 DM für 100 kg, 
wie er vor dem 1. Oktober 1951 nach dem 
früheren Zolltarif erhoben wurde. 

Um die Eigenerzeugung der für den Bau- 
markt wichtigen Bauplatten zu erhalten und 
damit Arbeit zu sichern, wird vorgeschlagen, 
einen Zollsatz von 3 Vo des Wertes, jedoch 
mindestens für 100 kg 4 DM zu erheben. Um 
eine mißbräuchliche Verwendung der Spezial- 
pappen zu verhindern, wird ein Zollsiche- 
rungsverfahren für den Bezug und die Ver- 
arbeitung der Spezialpappen für angebracht 
gehalten. 

Die notleidende Industrie hat für die ab 
1. Oktober 1951 fälligen Zollbeträge Kre- 
dite aufgenommen und noch nicht abgedeckt. 
Es wird deshalb Rückwirkung ab 1, Oktober 
1951 vorgeschlagen. 

20. Zu „Tarifnr. 4907“ 

(Banknoten usw.) 

Die Tarifnr. 4907 will durch einen Zollsatz 
von 20 Vo das Inländische graphische Ge- 
werbe davor schützen, daß Wertpapiere für 
den Inlandsbedarf im Ausland gedruckt wer- 
den. Die geltende Fassung geht jedoch über 
diesen Zweck hinaus und belegt alle aus dem 
Ausland eingehenden Wertpapiere mit einem 
Zoll von 20 Vo, so daß beispielsweise auch 
alle an eine Bank gesandten ausländischen 
Banknoten zollbar sind. Das widerspricht 
dem Sinn der Zollbelastung. Die Änderung 
soll die Zollbelastung auf den ursprünglich 
beabsichtigten Zweck zurückführen. 
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21, Zu „aus Tarifnr. 5906“ 

(Kokosgarne usw.) 

Nichtgeglättetc Kokosgariie, einfach oder 
zweifach, mit einem Durchmesser von mehr 
nls 2 mm, um die cs sich vorliegend handelt, 
sind nach der Allgemeinen Anmerkung 
5 A c 2 des Abschnitts XI des Zolltarifs als 
Bindfäden usw. aus Tarifnr. 5906 — Zollsatz 
18^0 des Wertes — zu verzollen. Dieser Ta- 
rifierungsgrundsatz ist aus dem Internatio- 
nalen (Brüsseler) Zolltarifsdiema von 1949 
übernommen. Er wird im Internationalen 
(gekürzten Brüsseler) Zolltarifschema von 
1950 nicht mehr aufrechterhalten. 

Die Kokosgariie der genannten Art werden 
in einer kleinen Anzahl von Industriebetrie- 
ben, zahllosen Piandwerksbetrieben, Blindcn- 
Anstaltcn und Strafanstalten zu Matten, 
Läufern, Teppichen und Decken, vereinzelt 
auch zu Säcken und Tauwerk verarbeitet. 
Sie werden in den Gewinnungsländern nur 
mit der Piand versponnen und verzwirnt. 
Sie eignen sich nicht zum maschinellen Ver- 
spinnen. Ein besonderes Bedürfnis für einen 
Zollschutz liegt deshalb nicht vor. 

Die Ware war In dem alten deutschen Zoll- 
tarif (wie die auch jetzt wieder zollfreien 
Kokosgarne aus Tarifnr. 5608) nicht mit 
Zoll belegt. 

Bei einer Beibehaltung der Zollbelastung von 
18 ^'0 des Wertes würde die Verarbeitung der 
In Frage stehenden Kokosgarne im Geltungs- 
bereich des Zolltarifs zum Erliegen kommen. 
Wirtschafts- und sozialpolitische Rücksichten 
erfordern deshalb die Wiederherstellung der 
Zollfreiheit für Kokosgarne der genannten 
Art. 

Die Rückwirkung vom 1. Oktober 1951 
an ist notwendig, damit nicht für die auf 
Grund fehlerhafter Tarifauslegung zollfrei 
abgefertigten Waren nachträglich ein nicht 
mehr abwälzbarer Zollbetrag erhoben wird. 

22, Zu „aus Tarifnr, 6813 Abs, B“ 

(Fäden aus Asbest usw.) 

a) Fäden aus Asbest, mit Stahldrahtseelc, auch 
In Verbindung mit Spinnstoffen, werden zur 
Pierstellung von Spezialdichtungen für Ver- 
brennungsmotoren benötigt. Solche Asbest- 
fäden werden nur in Frankreich hergestellt, 
so daß die deutschen Erzeuger dieser Spezial- 
diditungen auf die Einfuhr angewiesen sind. 
Eine Zollbelastung von 7^'«j ist für die In- 
dustrie wirtschafclidi tragbar; die Senkung 


des Zollsatzes auf diese Piöhe entspricht dem 
wirtschaftlichen Bedürfnis. 

Da die inneren Voraussetzungen für die Zoll- 
bemessung gleich denen für die „Fäden aus 
Asbest“ aus der am 1. Oktober 1951 In Kraft 
getretenen l.VO über Zolländerungen sind, 
wird hier die rückwirkende Inkraftsetzung 
vom 1. Oktober 1951 an wirtschaftlich für 
erforderlich gehalten. 

b) Der Zollsatz für Fäden aus Asbest wurde 
durch die 1. VO über Zolländerungen ab 
1. Oktober 1951 von 35 Vo auf 23 Vo des 
Wertes ermäßigt. Der ermäßigte Zollsatz 
von 23®/o sollte nach den mit der Zollermä- 
ßigung verfolgten Absichten sowohl den ga- 
rantiert reinen Asbestfäden, d. s. solche, die 
ganz aus Asbest bestehen, als auch den han- 
delsrelnen Asbestfäden und Asbestfäden in 
Sondergüre. d s. solche, die eine Spinnstoff- 
beimischung erhalten haben, zugute kom- 
men. Nach den Tarifierungsvorschriften des 
Zolltarifs bleiben In Gemengen enthaltene 
Bestandteile bei der Tarifierung, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, aber nur dann unbe- 
rücksichtigt, wenn ihre Menge unerheblich 
ist. Als unerheblich gilt nach Abschnitt C 2 a 
Abs. 3 der Allgemeinen Vorschriften zu den 
Erläuterungen zum Zolltarif von 1951 bei 
anderen Gemengen als Getreide, Ölsämereien 
oder sonstigen Sämereien eine Menge, deren 
probeweise festgestelltes oder schätzungs- 
weise ermitteltes Gewicht nicht mehr als 5®/o 
des Gesamtgewichts beträgt. Piandelsreine 
Asbestfäden und Asbestfäden In Sondergüte 
enthalten aber, wie erst später festgestellt, 
meist eine Beimischung von Baumwolle oder 
anderen Spinnstoffen von mehr als 5Vo, so 
daß sie nicht In den Genuß des ermäßigten 
Zollsatzes von 23®/o kommen. Aus den Grün- 
den, die für die Aufnahme der Asbestfäden 
in die 1. Verordnung über Zolländerungen 
ausschlaggebend waren, soll der ermäßigte 
Zollsatz von 23®/o sowohl den garantiert rei- 
nen Asbestfäden als auch den Asbestfäden 
mit Spinnstoffbeimischung zugute kommen, 
und zv/ar rückwirkend vom 1. Oktober 1951 
an. Zur Klarstellung ist der Zusatz „in Ver- 
bindung mit Spinnstoffen“ bei der Tarif- 
nummer „6813 aus B“ erforderlich. 

23. Zu „Tarifnr. 7011“ 

(Offene unfertige Glaskolben usw.) 

Zur Pierstellung von Glühlampen, insbeson- 
dere für medizinische Zwecke, werden offene 
unfertige Glaskolben benötigt, die in der er- 
forderlichen Zusammensetzung des Glas- 
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gemenges nur im Ausland hergestellt werden. 
Der Bedarf an diesen Spezial-Glaskolben ist 
nicht so groß, daß sich eine Herstellung im 
Geltungsbereich des Zolltarifs lohnen würde; 
sie würden auch vorerst in der erforderlichen 
Güte nicht hergcstellt werden können. Die 
Herabsetzung des Zollsatzes von 25 ^/o auf 
18^/o ist wirtschaftlich notwendig. 

24. Zu „aus Tarifnr. 7019 Abs. B“ 

(Nachahmungen von Edelsteinen) 

Die „Gablonzer Industrie“, die sich haupt- 
sächlich im Raum von Kaufbeuren im Allgäu 
nach 1945 angcsiedclt hat, benötigt zur Her- 
stellung von Schmuckwaren u. a. nadigc- 
ahmte Edelsteine aus Glas, die z, Z. nur in 
Wattens (Tirol) hergestellt werden. Von 
dort bezog die „Gablonzer Schmuckwaren- 
industrie“ auch schon diese Glassteine, als 
sie noch in Gablonz selbst ansässig war. Die 
aus diesen sogen. Wattenser Steinen herge- 
stellten Schmuckwaren werden zum größten 
Teil ausgeführt. Die Flüchtlingsbetriebe be- 
finden sich dabei in scharfer Konkurrenz mit 
den Betrieben, die noch In Gablonz (Tsche- 
choslowakei) ansässig sind. Die Gablonzer 
Flüchtlingsbetriebe, die sich noch im Aufbau 
befinden, sind nicht imstande, den Einfuhr- 
zoll für diese Glassteine in Höhe von 20®/o 
zu tragen. 

Die Zollfreiheit für Nachahmungen von Edel- 
steinen aus Glas ist wirtschaftlich notwendig. 
Die Rückwirkung vom 1. Oktober 1951 an 
Ist erforderlich, weil die Zölle für die Waren 
von diesem Zeitpunkt ab aufgeschoben und 
später gestundet wurden, um die Flüchtlings- 
industrie vor dem Erliegen zu bewahren. 

25. Zu „aus Tarifnr. 8434 Abs. F“ 

(Matrizenprägemaschinen usw.) 

Bei den in den Jahren 1950 und 1951 erfolg- 
ten Beratungen über die Zollsätze zum gel- 
tenden deutschen Zolltarif wurde davon aus- 
gegangen, daß auch die hier in Rede stehen- 
den Waren Druckereihilfsmaschinen, -appa- 
rate und -gerätc im Sinn der Tarifnr, 8433 
Abs. B sind, für die ein Wertzollsatz von 
6Vo für angemessen und ausreichend erachtet 
wurde. Später stellte sich infolge einer an- 
deren Tarif auslegung heraus, daß die Waren 
als Bedarfsgegenstände für Satzherstellung, 
Stereotypie usw. aus Tarifnr. 8434 Abs. F 
anzusehen und als solche zum Zollsatz von 
15 Vo des Wertes zu verzollen sind. 

Waren der genannten Art werden Im Gel- 


tungsbereich des Zolltarifs nicht hergestellt, 
sondern aus Frankreich und der Schweiz be- 
zogen. Der Bezug aus Frankreich erfolgt 
gegen die abgewogene deutsche Ausfuhr von 
anderen Maschinen für Druckereien und für 
das graphische Gewerbe und der aus der 
Sdiwciz gegen die entsprediende Ausfuhr 
von sog. Formtestgeräten. 

Um zu vermeiden, daß der jetzt anzuwen- 
dende deutsche Wcrtzollsatz von 15 Vo fran- 
zösische und schweizerische Maßnahmen ge- 
gen die erhebliche Ausfuhr von deutschen 
Druck- und Papiermaschinen, -apparaten und 
-geräten zur Folge hat, wird vorgeschlagen, 
für die genannten Waren den Zollsatz von 
6^''o des Wertes festzusetzen, in welcher 
Höhe er bei der Beratung des Zolltarifs für 
angemessen und ausreichend angesehen wurde. 

26. Zu „aus Tarifnr. 8529 Abs. C“ 

(Kohlen für Elektrolyse usw.) 

Kohlen für Elektrolyse usw. werden vorwie- 
gend zur Verhüttung von Aluminium be- 
nötigt. Gegenwärtig beträgt der Preis für 
deutsches Hütten- Aluminium 232, — DM/dz, 
für USA Flütten- Aluminium 176, — DM/dz 
(Kanada 172, — DM/dz). Tn dieser Situation 
bedeutet der Zoll für Kohleanodeii, die ein- 
geführt werden müssen, weil sie aus inlän- 
discher Erzeugung vorübergehend nicht In 
ausreichendem Maße zur Verfügung stehen, 
eine nicht tragbare zusätzliche Kostenbe- 
lastung. Die Zollfrcihelt für Kohlen für 
Elektrolyse usw. ist deshalb gerechtfertigt. 


B. Zu § 2 der Verordnung 

1. Zu „Tarifnr. 2885“ 

(Salze usw. des Thoriums usw.) 

Die in der Nummer behandelten Verbindun- 
gen des Thoriums usw. sind auf Grund der 

1. VO über Zolländerungcn „in festem Zu- 
stand“ zollfrei. Diese Einschränkung erübrigt 
sich, da sie regelmäßig in festem Zustand 
Vorkommen. Die Änderung soll nur der Ver- 
einfachung der Tarifierung dienen. 

2. Zu „Tarifnr. 3003“ 

(Arzneiwaren usw.) 

Chloromycctln, in Ampullen oder Kapseln, 
aus Abs. C dieser Nummer war nach der 
l.VO über Zolländerungen ab 1. Oktober 
1951 zollfrei. Chloromycetin wird neuerdings 
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in ausreichenden Mengen in Bulks eingeführt 
(in geringen Mengen synthetisch auch schon 
in einem einheimischen Betrieb gewonnen) 
und im Inland in Aufmachungen Jeder Art 
für den Einzciverkauf abgcpackt. Ein wirt- 
schaftliches BedLirlnis für die zollfreie Ein- 
fuhr in Ampullen oder Kapseln besteht so- 
mit nicht mehr. Künftiger \v"crtzollsatz: 

1 8 ^>/ü. 

3. Zu „Tarifnr. 4801“ 

(Maschinenpapier usw.) 

Zeitungsdruckpapier und anderes Druck- 
papier sind nach der 1. VO über Zoll- 


änderungen vom 1. Oktober 1951 bis aul 
weiteres zollfrei. Beides sollte dem Druck 
von Zeitungen dienen. Das letztgenannte 
Druckpapier ist aber offenbar in erheblichem 
Umfange entgegen dieser Absicht nicht wie 
Zeitungsdruckpapier, sondern zum Nachteil 
der Haushaltseinnahmen anders verwendet 
worden. Um dem Einhalt zu gebieten, vzlrd 
die Zollfreiheit für Druckpapier (aus Tarif- 
nr. 4801 K 2 c) auf solches Druckpapier be- 
schränkt, das bis auf eine andere Mindest- 
breite der Begriffsbestimmung für Zeitungs- 
druckpapier voll entspridit (vgl. Anmerkun- 
gen 3 und 5 zu Tarifnr. 4801). 
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